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Verwaltung aus. Sie beachten hierbei die Verkehrs­
bedeutung der einzelnen Straßen und entscheiden 
eigenverantwortlich innerhalb ihres Zuständigkeits­
bereiches.

(2) Der Minister für Verkehrswesen wahrt die Ein­
heitlichkeit. der Straßenverwaltung. Er legt im Einver­
nehmen mit den jeweils betroffenen zentralen Organen 
der staatlichen Verwaltung Grundsätze für die einzel­
nen Aufgaben fest und kontrolliert deren Einhaltung.

(3) Der Minister für Verkehrswesen ist ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Minister für Aufbau das 
Verfahren zur Planung der Linienführung, des Neu- 
und Ausbaues sowie der räumlichen Gestaltung der 
öffentlichen Straßen durch Anordnung zu regeln.

§ 15
Die Verwaltung der Staatsstraßen

(1) Die Staatsstraßen einschließlich der Ortsdurch­
fahrten werden durch das Ministerium für Verkehrs­
wesen verwaltet.

(2) Das Ministerium für Verkehrswesen entscheidet 
über Linienführung und Querschnitte in straßenbau- 
und verkehrstechnischer Hinsicht sowie über die Durch­
führung der Investitionsvorhaben und übt die Staat­
liche Bauaufsicht aus. Hierbei sind die berechtigten 
Belange anderer betroffener zentraler und örtlicher 
Organe der staatlichen Verwaltung zu berücksichtigen.

(3) Die weiteren Verwaltungsaufgaben für die Fern­
verkehrsstraßen gemäß §§11 und 12 obliegen den Räten 
der Bezirke. Die Durchführung dieser Aufgaben erfolgt 
nach den Weisungen des Ministers für Verkehrswesen. 
Die hierfür erforderlichen finanziellen Mittel stellt 
das Ministerium für Verkehrswesen zweckgebunden 
zur Verfügung. .

(4) Bei Ortsdurchfahrten in Städten mit mehr als 
50 000 Einwohnern obliegt die gesamte Straßenverwal­
tung einschließlich ihrer Finanzierung den Räten der 
Städte. Ausgenommen sind die gemäß Absätzen 2 und 3 
dem Ministerium für Vekehrswesen vorbehaltenen Auf­
gaben.

§ 16
Die Verwaltung der Bezirksstraßen

(1) Die Bezirksstraßen einschließlich dier Ortsdurch­
fahrten werden durch die Räte der Bezirke verwaltet.

(2) Bei Ortsdurchfahrten in Städten und Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern entscheiden die Räte 
der Bezirke nur über die Linienführung und Quer­
schnitte in Straßenbau- und verkehrstechnischer Hin­
sicht sowie über die Durchführung von Investitions­
vorhaben. Sie üben die Staatliche Bauaufsicht aus. 
Alle gemäß §§ 11 und 12 den Straßenverwaltungen 
übertragenen weiteren Aufgaben einschließlich der 
Finanzierung obliegen den Räten der Kreise, Städte 
und Gemeinden.

(3) Bei der Entscheidung über Linienführung und 
Querschnitte sowie über die Durchführung von Investi­
tionsvorhaben sind die Belange der betroffenen Räte 
der Städte und Gemeinden zu berücksichtigen.

§ 17
Die Streckenführung und Ortsdurchfahrten 

bei Fernverkehrs- und Bezirksstraßen
Wird die Umleitung einer bestehenden Ortsdurch­

fahrt aus Gründen der Sicherheit oder der Flüssigkeit 
das Verkehrs notwendig, sind die Organe der Deutschen 
Volkspolizei verpflichtet, vor Neufestlegung der Orts­

durchfahrt die Straßenverwaltung sowie die für die 
Stadt- und Dorfplanung verantwortlichen Dienst­
stellen zu hören und deren Belange zu berücksichtigen.

§ is
Ortsdurchfahrten von Fernverkehrs- und Bezirks­
straßen in Städten und Gemeinden unter 50 000 hzw.

10 000 Einwohnern
(1) Die Verwaltung der Ortsdurchfahrten in Städten 

und Gemeinden unter 50 000 bzw. 10 000 Einwohnern 
durch die Räte der Bezirke ist beschränkt auf die. Fahr­
bahn und auf die Verkehrszeichen sowie Verkehrsleit­
einrichtungen mit Ausnahme der Straßengehölze.

(2) Sie erstreckt sich auf Radbahnen, die außerhalb 
der Ortslage zumindest in einer Richtung weiterlaufen.

§ 19 •
Die Verwaltung der Kreisstraßen

Die Kreisstraßen werden von den Räten der Kreise 
verwaltet.

§ 20
Die Verwaltung der kommunalen Straßen

(1) Die kommunalen Straßen werden von den Räten 
der Städte und Gemeinden verwaltet. Die Quer­
schnitte werden in Straßenbau- und verkehrstechnischer 
Hinsicht im Einvernehmen mit der für die Stadt- und 
Dorfplanung verantwortlichen Dienststelle von der 
Straßenverwaltung festgelegt. Die Festlegung der 
Linienführung erfolgt durch die für die Stadt- und 
Dorf planung verantwortliche Dienststelle mit Zustim­
mung der Straßenverwaltung.

(2) Die Verwaltung der Gehwege obliegt den Räten 
der Städte und Gemeinden bzw. den Einrichtungen, 
deren Aufgaben sie dienen.

§ 21
Radwege und Gehwege außerhalb der Ortslage

Radwege und Gehwege außerhalb der Ortslage wer­
den von den Räten der Kreise verwaltet, auch wenn 
sie an einzelnen Stellen unmittelbar neben dem Stra­
ßenkörper von Staats- und Bezirksstraßen verlaufen.

III.
Die Betriebe

§ 22
Betriebe des Straßenbaues

Für den Neu- und Ausbau der Straßen werden ent­
sprechend dem Umfang der Bauaufgaben volkseigene 
Straßenbaubetriebe gebildet.

§ 23
Betriebe der Straßenunterhaltung

(1) Zur Werterhaltung und Unterhaltung der Staats­
und Bezirksstraßen werden Staatliche Straßenunterhal­
tungsbetriebe gebildet.

(2) Die Räte der Kreise, Städte und Gemeinden kön­
nen zur Lösung dier ihnen übertragenen Aufgaben der 
Straßenverwaltung eigene Betriebe oder Einrichtungen 
bilden, soweit bestehende Betriebe und Einrichtungen 
der übergeordneten Straßenverwaltung zur Lösung der 
Aufgaben nicht eingesetzt werden können.

§ 24
Entwurfsbüros für Straßenwesen

(1) Projektant für die Projektierung sämtlicher Stra­
ßen und Straßenbrücken einschließlich der Werterhal­
tungsmaßnahmen sind die Entwurfsbüros für Straßen­
wesen. Sie üben die Gütekontrolle für Entwurf und 
Statik als Staatliche Bauaufsicht aus, soweit sie hierzu 
durch das Ministerium für Verkehrswesen ermächtigt 
werden.


